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Die Kündigung führt zu einer 
einseitigen Beendigung des

Arbeitsvertrages. Da diese
meist mit existentiellen Folgen für
den Arbeitnehmer verbunden ist,
wird er vor „sozial ungerechtfertig-
ten“ Kündigungen geschützt (§ 1 Abs.
1 Kündigungsschutzgesetz – KSchG).
Dem Arbeitgeber hingegen muss es
möglich sein, einen Arbeitnehmer er-
forderlichenfalls zu entlassen. Der
gesetzliche Kündigungsschutz be-
zweckt den Interessenausgleich von
Arbeitgeber und Arbeitnehmer.

Kündigungsschutz

Dem allgemeinen Kündigungs-
schutz unterliegen alle Arbeitneh-
mer. Daneben gibt es noch den be-
sonderen Kündigungsschutz für be-
sonders schutzbedürftige Personen,
zum Beispiel nach dem Mutter-
schutzgesetz, dem Berufsbildungs-
gesetz oder dem Sozialgesetzbuch –
SGB IX - Schwerbehinderung.

Eine Kündigung kann ordentlich
– unter Einhaltung einer Kündi-
gungsfrist – oder außerordentlich
(fristlos) aus wichtigem Grund 
(§ 626 BGB) erfolgen.

Befristete Arbeitsverträge kön-
nen durch ordentliche Kündigung
nur beendet werden, wenn dies aus-
drücklich vereinbart oder in einem
Tarifvertrag vorgesehen ist (§ 15 Abs.
3 Teilzeit- und Befristungsgesetz).

Schriftform der Kündigung

Die Kündigung bedarf in jedem
Fall der Schriftform, die elektroni-
sche Form ist ausgeschlossen (§ 623
BGB). Eine mündliche Kündigung
führt nicht zur Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses.

Angabe der Kündigungsgründe

Die Kündigung ist – sofern nicht
das KSchG Anwendung findet (§ 1
Abs.3 KSchG) – nur ausnahmsweise
zu begründen, wenn dies vertraglich
– auch in einer Betriebsvereinba-
rung oder einem Tarifvertrag – vor-
gesehen ist. Anders ist dies bei der
fristlosen Kündigung. Hier sind die
Kündigungsgründe auf Verlangen
unverzüglich schriftlich mitzuteilen.

Anwendungsbereich des KSchG

Das KSchG findet Anwendung
auf Arbeitsverhältnisse, die am
31.12.2003 bestanden, wenn der Be-
trieb in der Regel mehr als fünf Ar-
beitnehmer beschäftigt. Bei Ar-
beitsverhältnissen, die am 1.1.2004
oder später begonnen haben, findet
das KSchG Anwendung, wenn in
dem Betrieb in der Regel mehr als
zehn Arbeitnehmer beschäftigt
sind. Ausgenommen sind hierbei je-
weils die Auszubildenden, sie wer-
den nicht mitgezählt.

Beschäftigte mit einer regelmä-
ßigen wöchentlichen Arbeitszeit
von nicht mehr als 20 Stunden wer-
den mit dem Faktor 0,5 berücksich-
tigt, bei maximal 30 Stunden gilt der
Faktor 0,75. Beschäftigte mit mehr
als 30 Stunden zählen wie Vollzeit-
kräfte. Erreicht der Betrieb die
Mindestgröße, so greift der gesetzli-
che Kündigungsschutz, wenn das
Arbeitsverhältnis zum Zeitpunkt
der Kündigung länger als sechs Mo-
nate bestanden hat.

Soziale Rechtfertigung der Kündigung

Das KSchG schützt den Arbeit-
nehmer vor sozial nicht gerechtfer-

tigten Kündigungen. Eine Kündi-
gung ist nur dann sozial gerechtfer-
tigt, wenn sie durch Gründe, die in
der Person oder in dem Verhalten
des Arbeitnehmers (hier ist zuvor
eine erfolglose Abmahnung erfor-
derlich) liegen oder durch dringen-
de betriebliche Erfordernisse be-
dingt ist, die einer Weiterbeschäfti-
gung des Arbeitnehmers entgegen-
stehen (z. B. Betriebsstilllegung).

Strenge Anforderungen stellt die
Rechtsprechung an eine Kündigung
wegen Krankheit. Hier muss es sich
um eine lang andauernde Arbeits-
unfähigkeit, um häufige Kurzer-
krankungen oder um eine dauerhaf-
te Minderung der Arbeitsfähigkeit
des Arbeitnehmers handeln, die zu
einer unzumutbaren betrieblichen
und wirtschaftlichen Belastung des
Arbeitgebers führen.

Bei einer betriebsbedingten
Kündigung ist eine „Sozialauswahl“
unter den in Betracht kommenden
Arbeitnehmern erforderlich. Abzu-
wägen ist, welcher Arbeitnehmer
bei Berücksichtigung der Dauer der
Betriebszugehörigkeit, des Lebens-
alters, der Unterhaltspflichten und
der Schwerbehinderung von einem
Verlust des Arbeitsplatzes am we-
nigsten hart betroffen ist. Dem be-
troffenen Arbeitnehmer sind die
Gründe für die getroffene Sozial-
auswahl mitzuteilen.

Verhältnismäßigkeit der Kündigung

Die Rechtsprechung verlangt zu-
sätzlich bei allen Kündigungen die
Wahrung des Grundsatzes der Ver-
hältnismäßigkeit. Eine Kündigung
kommt danach nur in Betracht,
wenn der Arbeitnehmer nicht an ei-
nem anderen Arbeitsplatz inner-
halb des Betriebes – gegebenenfalls
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zu anderen Vertragsbedingungen –
weiterbeschäftigt werden kann.

Kündigungsschutzklage

Der Arbeitnehmer kann gegen
eine Kündigung gerichtlich klagen
(Kündigungsschutzklage). Die Kla-
ge muss innerhalb von drei Wochen
seit Zugang der schriftlichen Kündi-
gung bei dem zuständigen Arbeits-
gericht eingereicht werden (§ 4
KSchG). Versäumt der Arbeitneh-
mer die Klagefrist, kann er inner-
halb von sechs Monaten nach Ab-
lauf der versäumten Frist einen An-
trag auf nachträgliche Zulassung
der Kündigungsschutzklage stellen
(§ 5 KSchG). Wird die Kündigungs-
schutzklage nicht rechtzeitig erho-
ben, gilt die Kündigung als von An-
fang an rechtswirksam erfolgt.

Während der Dauer eines Kün-
digungsschutzprozesses muss der
Arbeitnehmer in der Regel den Be-
trieb nach Ablauf der ordentlichen
Kündigungsfrist verlassen.

Stellt das Arbeitsgericht die Un-
wirksamkeit der Kündigung fest, be-
steht das Arbeitsverhältnis fort.Ver-
liert der Arbeitnehmer den Prozess,
ist die Kündigung mit Ablauf der
Kündigungsfrist rechtswirksam. Der
Arbeitgeber ist in diesem Fall zur
Entgeltnachzahlung verpflichtet.

Gesetzlicher Abfindungsanspruch

Erfolgt die Kündigung durch den
Arbeitgeber aus betrieblichen Grün-
den, kann der Arbeitnehmer zwi-
schen einer Kündigungsschutzklage
oder einer Abfindung wählen (§ 1 a
KSchG). Die Abfindung beträgt 0,5
Monatsverdienste für jedes Beschäf-
tigungsjahr. Der Arbeitgeber muss
aber in der Kündigung darauf hin-
weisen, dass die Kündigung auf drin-
gende betriebliche Erfordernisse ge-
stützt ist und der Arbeitnehmer bei
Verstreichenlassen der Klagefrist die
Abfindung beanspruchen kann.

Gerichtliche Auflösung

Ein Abfindungsanspruch besteht
auch, wenn der Arbeitnehmer frist-

gerecht Kündigungsschutzklage ein-
gereicht hat, das Arbeitsgericht die
soziale Rechtfertigung der Kündi-
gung verneint und das Arbeitsver-
hältnis durch Urteil aufgelöst wird,
weil die Fortsetzung nicht zumutbar
ist (§ 9 KSchG).

Die Unzumutbarkeit der Fort-
setzung des Arbeitsverhältnisses ist
insbesondere anzunehmen, wenn
der Arbeitgeber zu einer fristlosen
Kündigung berechtigt wäre.

Die Abfindung kann in diesem
Fall bis zu zwölf Monatsgehälter
betragen (§ 10 KSchG). Ist der Ar-
beitnehmer 50 Jahre oder älter
und war er mindestens 15 Jahre in
dem Betrieb beschäftigt, kann die
Abfindung bis zu 15 Monatsver-
dienste betragen. Ist er 55 Jahre
oder älter und seit mindestens 20
Jahren im Betrieb, kann die Abfin-
dung bis zu 18 Monatsverdienste
betragen.

Meldung bei der Agentur für Arbeit

Seit dem 1.7.2003 muss sich ein
Arbeitnehmer, der seinen Arbeits-
platz verliert, unverzüglich nach Er-
halt der Kündigung bei der Agentur
für Arbeit melden. Versäumt der
Arbeitnehmer die Meldepflicht,
mindert sich das Arbeitslosengeld.

Kündigungsfrist

Die Kündigungsfrist beträgt
grundsätzlich vier Wochen zum
Fünfzehnten oder zum Ende eines
Kalendermonats. Sie gilt sowohl
für die Kündigung des Arbeitneh-
mers wie des Arbeitgebers. Wäh-
rend der Probezeit beträgt die
Kündigungsfrist zwei Wochen. Bei
einer längeren Betriebszugehörig-
keit muss der Arbeitgeber für eine
Kündigung längere Kündigungs-
fristen beachten. Sie betragen
nach 2, 5, 8, 10, 12, 15 und 20 Jahren
der Betriebszugehörigkeit ent-
sprechend 1, 2, 3, 4, 5, 6 und 7 Mo-
nate zum Monatsende. Berück-
sichtigt wird dabei nur die Be-
triebszugehörigkeit nach Vollen-
dung des 25. Lebensjahres.Abwei-
chende Kündigungsfristen können

im Arbeitsvertrag oder einem Ta-
rifvertrag vereinbart sein.

Innerhalb der Elternzeit muss
bei einer Kündigung des Arbeitneh-
mers zum Ende der Elternzeit eine
Kündigungsfrist von drei Monaten
eingehalten werden (§ 19 Bundeser-
ziehungsgeldgesetz). Der Arbeitge-
ber unterliegt während der Eltern-
zeit einem Kündigungsverbot.

Fristlose Kündigung

Die fristlose Kündigung des Ar-
beitsverhältnisses kann sowohl durch
den Arbeitnehmer wie den Arbeitge-
ber erfolgen. Sie setzt aber in jedem
Fall einen wichtigen Grund und eine
erfolglose Abmahnung voraus. Ein
wichtiger Grund sind etwa strafbare
Handlungen oder beharrliche Verstö-
ße gegen arbeitsvertragliche Pflich-
ten. Die fristlose Kündigung kann zu-
dem nur innerhalb von zwei Wochen
seit Kenntnis des Kündigungsberech-
tigten von den für die Kündigung
maßgebenden Tatsachen erfolgen.

Änderungskündigung     

Kündigt der Arbeitgeber das Ar-
beitsverhältnis und bietet dem Ar-
beitnehmer gleichzeitig einen neuen
Arbeitsvertrag zu geänderten Be-
dingungen an, liegt eine „Ände-
rungskündigung“ vor (§ 2 KSchG).
Der Arbeitnehmer kann die Ände-
rungskündigung ablehnen, anneh-
men oder unter dem Vorbehalt an-
nehmen, dass diese nicht sozial unge-
rechtfertigt ist. Die fehlende soziale
Rechtfertigung der Änderungskün-
digung muss der Arbeitnehmer in-
nerhalb von drei Wochen vor dem
Arbeitsgericht geltend machen, an-
sonsten erlischt der Vorbehalt. Lehnt
der Arbeitnehmer die Änderungs-
kündigung ab und stellt das Arbeits-
gericht fest, dass die Kündigung sozi-
al gerechtfertigt war, verliert der Ar-
beitnehmer den Arbeitsplatz.

Leitende Angestellte  

Für leitende Angestellte gelten die
Bestimmungen des KSchG nur mit
Einschränkungen. Leitende Ange-
stellte im Sinne des KSchG sind Per-
sonen, die selbständig Arbeitnehmer
einstellen oder entlassen können (§ 14
Abs. 2 KSchG).


